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278. Bundesgesetz: Bestimmungen über die Veräußerung von Anteilsrechten an der „Österreichisches
Verkehrsbüro Aktiengesellschaft" und Änderung des Bundesfinanzgesetzes 1990
(NR: GP XVII RV 1229 AB 1329 S. 142.)

279. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 3c Donau Straße Abzweigung Tulln im
Bereich der Gemeinden Tulln und Langenrohr

280. Kundmachung: Aufhebung einiger Worte in § 302 der Exekutionsordnung durch den Verfassungsge-
richtshof

2 7 8 . Bundesgesetz vom 16. Mai 1990, mit dem
Bestimmungen über die Veräußerung von
Anteilsrechten an der „Österreichisches Ver-
kehrsbüro Aktiengesellschaft" und die Ände-
rung des Bundesfinanzgesetzes 1990 getroffen

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Der Bundesminister für Finanzen wird ermäch-
tigt, die im alleinigen Eigentum des Bundes
stehenden Anteile an der „Österreichisches Ver-
kehrsbüro Aktiengesellschaft" bestmöglich zu ver-
äußern.

Artikel II

Bundesfinanzgesetz 1990

Das Bundesfinanzgesetz 1990, BGBl. Nr. 1, wird

wie folgt geändert:

1. In Artikel V Abs. 1 wird nach der Z 21 der
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende
Z 22 angefügt:

„22. beim Voranschlagsansatz 1/54093 bis zu
einem Betrag von 177 Millionen Schilling für
den Erwerb der im Eigentum der Österreichi-
sches Verkehrsbüro Aktiengesellschaft ste-
henden Anteilsrechte an der Casinos Austria
Aktiengesellschaft,
wenn
a) durch den Erwerb die Veräußerung der

Anteilsrechte an der Österreichisches
Verkehrsbüro Aktiengesellschaft erleich-
tert wird und

b) die Bedeckung durch Mehreinnahmen
beim Voranschlagsansatz 2/63017 sicher-
gestellt werden kann."

2. Im letzten Absatz wird die Z „21" durch „22"
ersetzt.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der
Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

279. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 18. Mai
1990 betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der B 3c Donau Straße Abzweigung
Tulln im Bereich der Gemeinden Tulln und

Langenrohr

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 3c Donau Straße
Abzweigung Tulln wird im Bereich der Gemeinde
Tulln und Langenrohr wie folgt bestimmt:

Die B 3c Donau Straße Abzweigung Tulln
beginnt an der Anschlußstelle Perzendorf der B 3
Donau Straße, führt sodann auf der bestehenden
Trasse der. B 19 Tullner Straße bis zu deren
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km 27,097 (Anschluß Tulln/Nord), verläuft an-
schließend auf einer neu herzustellenden Straßen-
trasse parallel zum nördlichen Donauuferbegleit-
damm, überbrückt in der Folge die Donau bei
Fluß-km 1 965,481 und endet an der B 19 Tullner
Straße bei deren km 23,517 (Anschluß Tulln/West).

Im einzelnen ist der Verlauf der neuen
Straßentrasse aus den beim Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten, dem Amt der
Niederösterreichischen Landesregierung sowie bei
den Gemeinden Tulln und Langenrohr aufliegen-
den Planunterlagen (Plan Nr. B 3c/15-89 im
Maßstab 1 : 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die neu
herzustellende Straßentrasse Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

280. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
18. Mai 1990 über die Aufhebung einiger
Worte in § 302 der Exekutionsordnung durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 3. März 1990, G 236/89-6, dem Bundes-
kanzler zugestellt am 11. April 1990, die Worte „das
Ärar oder" in § 302 der Exekutionsordnung, RGBl.
Nr. 79/1896, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 28. Fe-
bruar 1991 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky


